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A lfre d  Frisch, Paris:

Frankreich vor der Kennedy-Runde

Es ist ein etwas gewagtes Unterfangen, das fran­
zösische V erhalten gegenüber den internationalen 

Zollverhandlungen, d. h. der sogenannten Kennedy- 
Runde, in zusammenfassender Form mit einigermaßen 
klaren Strichen darzulegen, denn es wird von sehr, 
zahlreichen imd nicht immer genau miteinander über­
einstimmenden Faktoren beeinflußt. Offensichtlich be­
steht aber eine weitgehende Parallelität der M einun­
gen zwischen maßgebenden französischen Kreisen und 
den europäischen Sachverständigen bis zur Spitze der 
Europäischen Kommission. Die nicht beabsichtigte, 
aber doch sehr wichtig gewesene gemeinsame Front­
stellung von Paris und Brüssel in den Fragen der, 
europäischen Agrarpolitik dürfte sich daher bei der 
Kennedy-Runde wieder zeigen, wobei übrigens der 
für die Verhandlungen unm ittelbar zuständige franzö- 
sisdie Vizepräsident der Europäischen Kommission, 
Robert Marjolin, zu einer größeren Geschmeidigkeit 
bereit zu sein scheint als seine Kollegen Hallstein 
und Mansholt, schon weil er auf eine gewisse Distanz 
gegenüber der französischen Regierung zum Beweis 
seiner Unabhängigkeit W ert legt.

Bei der Beurteilung der französischen und teilweise 
auch der europäischen Haltung muß zwischen drei 
Fragenkomplexen unterschieden werden: zum ersten 
gehören die politischen Voraussetzungen, zum zweiten 
die wirtschaftlichen Interessen und zum dritten schließ­
lich die grundsätzlichen Fragen, die sich für die Zoll­
verhandlungen stellen, wie die Zolldisparitäten, die 
Agrarpolitik, Probleme der Entwicklungsländer usw.

E in  „hartes G eschäft“

Frankreichs erster politischer Wunsch besteht darin, 
daß man an die Verhandlungen sachlich und ohne 
V orurteile und falsche Gefühle herangeht. Man sieht 
in den bevorstehenden Auseinandersetzungen ein har­
tes Geschäft und keine höhere, politische Verpflich­
tung, die nach Opfern auf dem A ltar der atlantischen 
Gem einsch^t ruft. Es geht nach französischer Ansicht 
darum, die Grundlagen für eine befriedigende und 
w iderstandsfähige Partnerschcift zu schaffen, und nicht 
darum, den Vereinigten Staaten einen Dienst zu er­
weisen oder für die Verwirklichung einer atlantischen 
Gemeinschaft, die für die Franzosen aller politischen 
Richtungen noch in w eiter Ferne liegt, einen w irt­
schaftlichen Preis zu zahlen. Um es anders auszu­
drücken: Frankreich lehnt es ab, die Zollverhandlun- 
gen durch politisch-sentimentale Vorstellungen über­
schatten zu lassen. Es fehlt ferner in Paris völlig die 
Begeisterung für den Grundsatz des w eltweiten Frei­
handels. Man ist gern bereit, dem Gemeinsamen 
M arkt einen Offenen Charakter zu geben, man lehnt 
es aber ab, hierin eine moralische Verpflichtung zu 
sehen. Jeder politische Appell, der in irgendeiner 
Form mit der Kennedy-Runde verbunden wird, muß 
daher in Frankreich auf taube Ohren stoßen.
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Die französische Diplomatie und W irtschaft empfehlen 
andererseits eine realistische Beurteilung der am erika­
nischen Beweggründe und Ziele. Der Trade Expansion 
Act verdankt nach französischer These sein Entstehen 
der Sorge Präsident Kennedys und seiner Berater um 
die amerikanische Zahlungsbilanz, besonders im Hin­
blick auf die damals noch mögliche Beteiligung Groß­
britanniens am Gemeinsamen M arkt, der sich auf diese 
W eise in eine den W elthandel deutlich bestimmende 
große Präferenzzone verw andelt hätte. Zusätzlich ver­
spricht sich W ashington hiervon auch eine Entlastung 
seines eigenen M arktes von den Einfuhren aus den 
Niedrigpreisländern, d ie  leichteren Zugang nach Europa 
erhalten sollten. Hierzu kommt eine gewisse V erbeu­
gung vor den Entwicklungsländern, denen man für 
diejenigen Erzeugnisse, die die amerikanische Land­
wirtschaft nicht interessieren, Zollfreiheit verspricht, 
nämlich für Kaffee, Tee, Kakao, Bananen und Tropen- 
hölzer. Frankreich ist dagegen viel weniger davon 
überzeugt, daß der Gedanke der atlantischen Partner­
schaft Pate bei dem Trade Expansion Act gestaiiden 
hat. Trotzdem lehnt Paris diese Partnerschaft keines­
wegs ab, strebt sie sogar ehrlich an, doch unter der 
Bedingung, daß es sich um eine wirklich gleichberech­
tigte Partnerschaft m it einem möglichst weitgehenden, 
gegenseitigen Interessenausgleich handelt. Dies erfor­
dert z. B. ein amerikanisches Entgegenkommen in der 
Frage der Disparitäten und der Einfuhrregeln sowie 
eine großzügige Zusammensetzung der amerikanischen 
Ausnahmeliste, damit diejenigen W aren, für die am 
ehesten eine Steigerung der europäischen Ausfuhr zu 
erw arten wäre, nicht von der Zollermäßigung ausge­
nommen werden.

F rankreich  fo rd er t d e ta illie r te  A n a ly se n  
Die zweite französische Forderung besteht darin, sich 
— w ieder im ter Ausschaltung politischer oder senti­
m entaler Erwägungen — genau über die Folgen jedes 
Zollzugeständnisses klarzuwerden und nicht etwa 
die Auswirkungen der Kennedy-Runde global ohne 
w eitere Untersuchungen hinzunehmen, einfach vun des 
Grundsatzes des weltweiten Freihandels oder der 
atlantischen Solidarität willen. Von der Regierung 
völlig unabhängige und ihr sogar häufig kritisch 
gegenüberstehende französische W irtschaftssachver­
ständige halten es für wenig verantwortungsvoll, 
daß man die Folgen einer massiven Zollsenkung auf 
Beschäftigung und Investitionen bisher kaum unter­
suchte und ob Möglichkeiten bestehen, ciurch eine 
sta rke  internationale A rbeitsteilung im Zuge der 
Zollermäßigung die auf diese W eise freigesetzten 
A rbeitkräfte reibungslos einer anderen Beschäftigung 
zuführen zu köimen. Nach ihnen müßte insbesondere 
überprüft werden, in welcher Form und in welchem 
Ausmaß die in Europa verfolgte oder eingeleitete 
Politik der Vollbeschäftigung und der regionalen 
W irtschaftsentwicklung durch eine m assive Zoll­
senkung beeinträchtigt wird. A udi habe sich bis-
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her niemand ernstlich Gedanken gemacht über die 
Frage, wo das Optimum der internationalen Arbeits­
teilung und der Konzentration der Produktionsstätten 
liege, auch nidit darüber, ob es vielleidit erforderlidi 
sein könnte, im Interesse des regionalen Gleidige- 
widits innerhalb der atlantisdien Staatengruppe ge­
wisse Zölle aufreditzuerhalten.

Die dritte und bei weitem wichtigste politisdie fran- 
zösisdie Forderung betrifft die Zukunft der Europäi- 
sdien Gemeinsdiaft. N adi französisdier Ansidit soll 
Europa seinen Eigendiarakter behalten und nicht in 
einer zwangsläufig von Amerika beherrschten atlan­
tisdien Gemeinsdiaft aufgehen. W enn Frankreich es 
audi nidit grundsätzlich ablehnt, über niedrigere Zölle 
zu einer engeren Partnersdiaft zwisdien Europa und 
Amerika zu gelangen, beharrt es jedodi auf dem 
Grundsatz der Gleidibereditigung, -die ihrerseits eine 
deutlich erkennbare Eigenpersönlichkeit voraussetzt. 
Die Erfordernisse der Europäisdien Gemeinsdiaft be­
sitzen daher für Paris unbedingte Priorität. Deswegen 
bestand General de Gaulle audi so stark auf der vor­
herigen V erwirklidiung der gemeinsamen Agrarpolitik, 
weil sie dem Gemeinsamen M arkt ein eigenes Gesidit 
gibt und ihn nidit nur zusammenhält, sondern ihn audi 
gegenüber anderen W irtschaftseinheiten, seien es die 
Vereinigten Staaten, seien es die Entwidclungsländer, 
abhebt. Solange der Europäisdien Gemeinsdiaft der 
politisdie Oberbau fehlt und aucii die Harmonisierung 
der Wirtsciiafts- und Handelspolitik noch sehr zu wün- 
sdien übrig läßt, sind die Zölle einös ihrer w iditigsten 
Fundamente. Sie dürfen daher n id it leichtfertig in 
Frage gestellt werden. Frankreich sah bereits in dem 
amerikanischen Drängen auf den Beitritt Großbritan­

niens zum Gemeinsamen M arkt einen Versuch, die 
Europäisdie W irtsdiaftsgem einsdiaft zu verwässern. 
Es m ödite unbedingt dafür Sorge tragen, daß di« 
Kennedy-Runde nidit zu einem zweiten V ersudi dieser 
A rt wird, indem sie z.B. Europa einseitig, in eine 
große Freihandelszone verwandelt, m it dem Erfolg, 
daß der Prozeß der innereuropäisdien Arbeitsteilung 
nicht fortgesetzt werden könnte.

Zu den Voraussetzungen der Gleichbereciitigung ge­
hört nach französischer Meinung auch, daß das Ergeb­
nis der Zollverhandlungen die französisdie Ausfuhr 
nadi Amerika mindestens ebensosehr erleichtert wie 
diejenige der Vereinigten Staaten nadi Europa. Auf 
dieser Ebene trifft sich übrigens Paris mit der Europäi- 
sd ien  Kommission. Sie betrachtet die Sdiaffung zu­
sätzlicher Exportmöglichkeiten für d ie  europäisdie 
Wirtschaft als ihre selbstverständliche Aufgabe tmd 
lehnt es ab, in der Kennedy-Runde einen politischen 
Handel zugunsten der Vereinigten S taaten zu sehen. 
Tatsächlidi liegt ja  W ashington der Gedanke nidit 
fern, Europa sei verpfliditet, den USA wirtschaftlich 
entgegenzukommen. Um auf diese W eise einen Aus­
gleich für die am erikanisdien Anstrengungen zugun­
sten der w estlidien Verteidigung zu sdiaffen. Die Sadi- 
verständigen der NATO stellten übrigens nach gründ­
lichen Beredinungen fest, daß der globale europäisdie 
Beitrag zur Verteidigung und zur Entwidclungshilfe 
zwar absolut und auch im V ergleidi zum Volkseinkom­
men hinter dem amerikanischen zurüdibleibt, relativ 
jedoch gleichwertig ist, denn das amerikanische Brutto­
sozialprodukt pro Einwohner ist rund zweieinhalb Mal 
so groß w ie das europäisdie.

Jeden Sonntag von Bremen 
Jeden Dienstag von Hamburg
Woche für Woche - immer zur gleichen, festen Zeit - 
Fracht-Schneildienste nach New Yorlc und Außenhäfen. 
Hamburg-New York in 9-10 Tagen.

Unsere Schiffe sind mit Tiefkühl- und Kühlräumen ausgestattet. 
Und noch ein Tip:
Container, Paletten und portable tanks stehen zur Verfügung.

I

United States Lines
52 moderne Frachter verbinden vier Erdteile
HAMBURG;Telefon 32167t Femschr.0212873 • BREMEN; Telefon 300811-17. Femschr. 0244307 • BREMERHAVEN: Telefon463SI Femschr. 0238716
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A n g s t vor e in er  „ F reihandelslaw ine“

In zw eiter Linie muß man sidi mit den wirtscäiäftlidien 
Interessen und Tendenzen Frankreidis befassen. 
F rankreidi hat sidi ohne Zweifel von seiner langen 
protektionistisdien Tradition nidit ganz befreit. Seine 
Industrie betraditet es bereits als großes Wagnis, sidi 
in  besdileunigtem  Tempo der internationalen Konkur­
renz innerhalb des Gemeinsamen Marktes- zu stellen 
und gleidizeitig den verhältnism äßig niedrigen ge­
meinsamen europäisdien Außenzolltarif hinzunehmen. 
Obwohl die französisdien Unternehmen in zunehmen­
dem Maße von der Ausfuhr abhängen und ihr Export­
bewußtsein audi ständig wädist, würden sie ohne 
w eiteres auf die Kennedy-Runde verziditen, haüpt- 
sädilid i aus der Überzeugung, daß Zollsenkungen den 
Amerikanern viel sdineller nützen als ihnen selbst; 
außerdem argumentieren sie, daß die Vereinigten 
Staaten sidi nidit gleidizeitig mit den Sdiwierigkeiten 
konfrontiert sehen, die die Sdiaffung des Gemein­
samen M arktes mit sidi bringt. Die französisdie W irt­
sdiaft hat Angst vor einer Freihandelslawine trotz 
ihres neuen V ertrauens in ih re  internationale Kon­
kurrenzfähigkeit. Immerhin setzen sidi, besonders in 
verantw ortlidien Kreisen des Unternehmerverbandes, 
je tz t zunehmend liberale Tendenzen durdi, gleidizeitig 
m adit sidi aber audi ein gewisser Interessengegensatz 
zwisdien Landwirtsdiaft und Industrie bemerkbar. Die 
Industrie steht näm lidi einer autarken europäisdien 
Landwirtsdiaft eher ablehnend gegenüber, weil sie 
gewisse Lebensmitteleinfuhren zur Erleiditerung ihres 
eigenen Exports durdiaus wünsdit.

W enn sidi die französisdie Industrie innerhalb des 
Gemeinsamen M arktes n id it nur behaupten, sondern 
audi stärker durdisetzen will, dann muß sie in der 
Lage sein, das W agnis eines großzügigeren inter­
nationalen Freihandels einzugehen. Deswegen stehen 
vor allem die bedeutenden französisdien Unternehmen 
im Begriff, sidi mit der Kennedy-Runde und ihren Fol­
gen konstruktiv abzufinden, unter der Voraussetzung, 
daß die französisdien Interessen hierbei nidit vernadi- 
lässigt und vor allem nidit außerwirtsdiaftlidien Erwä­
gungen geopfert werden.

Konkret geht es um die Ausnahmelisten, sowohl um 
die europäisdie wie um die amerikanisdie, britisdie 
usw. Ganz allgemein verm utet man, daß die Trag­
w eite der Zollverhandlungen bisher übersdiätzt wurde, 
denn durdi die Addition der Ausnahmelisten wird 
man zu einer erheblidien Einsdiränkung des nodi für 
Verhandlungen möylidien Gebietes gelangen. Unab­
hängig hiervon hält es die französisdie W irtsdiaft für 
wesentlidi, daß sidi auf der am erikanisdien Aus­
nahm eliste n id it alle diejenigen W aren, die bei 
niedrigeren Zollsätzen in größerem Ausmaße von 
Europa nadi den USA exportiert werden könnten, be­
finden. Selbstverständlidi setzt man gleidizeitig alle 
Hebel in Bewegung, um dafür Sorge zu tragen, daß 
möglidist viele empfindlidie W aren auf die europäi­
sd ie Ausnahmeliste kommen, die einheitlidi in Brüssel 
aufgestellt werden muß. In vielen Fällen sind hierfür 
d ie  Interessen oder die Befürditungen der versdiie­
denen Partnerstaaten n id it identisdi, so daß wohl

sehr harte Verhandlungen erforderlidi sein werden. 
Die Europäisdie Kommission m ödite die Ausnahme­
liste auf IO“/# des W arenverkehrs besdiränken. Der 
erste deutsdie A ntrag nannte als obere Grenze 25 Vo. 
Die einzelnen nationalen Vorsdiläge müssen sdion 
deswegen auf jeden Fall revidiert werden, weil sie zu 
einem großen Teil n id it identisdi sind und eine 
Addition der Prozentsätze zu einem unzulässig hohen 
Satz führen würde. Jedenfalls ist auf diesem Gebiete 
m it sehr energisdien protektionistisdien Interventio­
nen der französisdien Industrie und wohl audi einiger 
anderer europäisdier Industrieverbände zu redinen. 
Frankreidi erad ite t es  übrigens als selbstverständlidi, 
daß die Ausnahm elisten in letzter Instanz in Genf mit 
den Am erikanern und den anderen Industriestaaten 
ausgehandelt werden, d. h. daß Europa auf einen Teil 
der Ausnahmen nur dann verziditet, wenn ihm von 
den USA, G roßbritannien und audi von Japan ent- 
sprediende Konzessionen gem adit werden. Deswegen 
dürfte es der Europäisdien Kommission kaum gelin­
gen, sdion im V orbereitungsstadium  der Verhandlun­
gen den Umfang der Ausnahm en auf 10 ®/o des Waren­
verkehrs zu beschränken.

R in g e n  u m  Z o lld isp a r itä ten

Erwähnung verdienen w eiter die sogenannten Zoll- 
disparitäten. Frankreidi geht von dem Grundsatz aus, 
daß. bei erheblidien U ntersdiieden zw isdien den euro­
päisdien und den am erikanisdien Zollsätzen Europa 
nadi Verwirklidiung der Kennedy-Runde nodi über 
einen ausreidienden Tarif verfügen muß, um später 
in der Lage zu sein, die V ereinigten Staaten zu weite­
ren Zollzugeständnissen zu veranlassen. N adi franzö- 
sisdier Überzeugung sind Zollsätze von 5 “/o kein 
Handelshindernis mehr.

ü b er die Disparitäten w urde in Brüssel bereits eifrig 
diskutiert, w ährend sid i W ashington langsam an den 
Gedanken gewöhnt, sie in irgendeiner Form berüdc- 
siditigen zu müssen, da es unvorstellbar wäre, einen 
europäisdien Zollsatz von 10 “/o auf 5 "/o zu ermäßigen 
und einen entspredienden am erikanisdien von 50 auf 
2 5 “/o. F rankreidi ist bereit, sidi in  großen Zügen den 
V orsdilägen der Europäisdien Kommission anzupas­
sen, was auf versdiiedenen W egen einer Herabset­
zung der Zahl der Disparitäten von etwa 1200 auf 500 
bis 600 entspridit. Man wird bei der Beurteilung die­
ser Frage n id it nur die mathem atisdien Untersdiiede 
zwisdien den Zolltarifen berüdcsiditigen, sondern 
ebenso die bisherigen w irtsdiaftlidien Auswirkungen 
der Zölle auf den Handel. Man gelangte zu der Er­
kenntnis, daß es m andie Position im europäisdien 
Zolltarif gibt, die keine w irtsdiaftlidie Begründung 
m ehr besitzt und teils aus Routine, teils aus fiskali­
schen Gründen äufrediterhalten wird. Man will ferner 
den^Anteil der einzelnen Länder an der europäisdien 

^Einfuhr in Zusammenhang mit den D isparitäten be- 
rücksiditigen. Es w äre ungeredit, eine Herabsetzung 
des europäisdien Zolltarifs wegen eines hohen ameri­
kanisdien Satzes zu verweigern, wenn die bisherigen 
Hauptlieferanten, z. B. die Sdiweiz oder Sdiweden, 
niedrige Zollsätze haben. Allerdings m ödite Frank­
reidi auf diesem Gebiet sehr vorsiditig zu Werke
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gehen, ebenso wie die Europäisdie Kommission, denn 
eine 50 “/aige ZollermäI3igung könnte sidi sehr wohl in 
Zukunft stärker zugunsten der Am erikaner als der 
traditionellen Lieferländer ausw irken,, und dies dann 
ohne konkrete am erikanisdie Gegenleistung. Berüdc- 
siditigung verdient in diesem Zusammenhang audi die 
Bedeutung des amerikanisdien M arktes für die euro­
päisdie Industrie. Sdiließlidi soll ja  die Kennedy- 
Runde, wie bereits erwähnt, die europäisdie Ausfuhr 
nadi den USA als Gegenleistung für die europäisdien 
Zugeständnisse in fühlbarer Form erleiditern. In den 
Bereidi der Disparitäten gehört sdiließlidi der W unsdi 
nadi interessanten Zollzugeständnissen der nidit- 
amerikanisdien Industriestaaten, damit Europa nadi 
allen Riditungen ein etwaiges Verlustgesdiäft ver­
meidet. Man mödite sowohl in Paris wie in Brüssel 
dem Irrtum entgehen, die Kennedy-Runde nur als ein 
Ringen zwisdien dem Gemeinsamen M arkt und den 
Vereinigten Staaten zu betraditen, denn sdiließlidi ist 
die Ausfuhr Europas nad i niditam erikanisdien Indu­
striestaaten red it beaditlidi und darf n id it vernadi- 
lässigt werden.

Frankreidi hatte ebenso wie die Europäisdie Kommis­
sion die Absidit, die Zollermäßigungen mit einer ge- 
sdimeidigeren und vernünftigeren Gestaltung der 
augenblidclidi sehr störenden und oft indirekt pro- 
tektionistisdi w irkenden am erikanisdien Einfuhr­
regeln zu verbinden. Von zahlreidien m ehr oder 
weniger sanitären oder dem V erbraudiersdiutz ge­
widmeten Verwaltungsvorsdiriften abgesehen, sind 
die Hauptpunkte die w illkürlidie Festsetzung des Zoll­
wertes durdi die am erikanisdien Behörden und das 
Antidumpingverfahren, das jederzeit allein durdi seine 
Ingangsetzung, selbst wenn es sdiließlidi negativ 
verläuft, die europäisdie Ausfuhr nadi den Vereinig­
ten Staaten viele M onate lang unterbredien kann. 
Die europäisdien Kreise sind zwar von der Berediti- 
gung ihrer Forderung voll und ganz überzeugt, sie 
müssen aber zur Kenntnis nehmen, daß die ameri­
kanisdien Verhältnisse nur durdi die Abänderung 
bestehender und sehr genauer Gesetze abgewandelt 
werden können. Hierzu sind lange Fristen erforderlich, 
so daß man die Kennedy-Runde praktisdi sabotieren 
würde, wenn man die gleidizeitige Regelung der Ein­
fuhrbedingungen fordern wollte. Es bleibt daher nidits 
anderes übrig, als sidi mit einigen Versprediungen 
der amerikanisdien Regierung, die übrigens in sehr 
konkreter Form abgegeben werden müßten, zu be­
gnügen, ohne Voraussagen zu können, ob das Parla­
ment die ihm ansdiließend von seiner Regierung zi;- 
geleiteten Gesetzesanträge bewilligen wird. Es handelt 
sidi hierbei zweifellos um eine ed ite  und mit erheb- 
lidiem Risiko belastete europäisdie Vorleistung, die 
nadi französisdier A nsidit von den Amerikanern 
durdi eine gewisse Gesdimeidigkeit in den ¿öllver- 
handlungen honoriert werden müßte.

A h  g leichberechtig ter P a rtn e r  in  d e r  A grar-  
u n d  E n tw ick lu n g sp o litik

Für die Landwirtsdiaft besteht, was nidit überrasdien 
dürfte, erneut völlige Übereinstimmung zwisdien Paris 
und Brüssel. Bekanntlidi ist mit Zollsenkungen auf

landwirtsdiaftlidier Ebene, sieht man von einigen 
tropisdien Erzeugnissen ab, wenig zu erreidien, weil 
die Einfuhr vor allem an Kontingenten, Absdiöpfun- 
gen, Subventionen versdiiedenster A rt und ähnlidien 
Hindernissen sdieitert. Die Europäisdie Gemeinsdiaft 
hat natürlidi n id it die Absidit, ihre Agrarpolitik auf 
dem A ltar der Kennedy-Runde zu opfern, denn ihr ist 
gerade auf diesem Gebiet an einem Mindestmaß an 
Gleidibereditigung gelegen, hält sie es dodi für un­
tragbar, den europäisdien M arkt den am erikanisdien 
Agrarerzeugnissen zu öffnen, wenn es gleidizeitig 
kaum eine konkrete M öglidikeit gibt, europäisdie 
A grarprodukte nadi den Vereinigten Staaten auszu­
führen, sieht man von wenigen Ausnahmen ab. Der 
am erikanisdie Getreidemarkt ist augenblidclidi den 
europäisdien Exporteuren völlig versdilossen. Man 
erblidit die Lösung einerseits im Absdiluß von Welt- 
warenabkommen, die natürlidi unabhängig von der 
Kennedy-Runde vorbereitet werden müssen, und ande­
rerseits in einem gründlidien Vergleidi der versdiie- 
denen Subventionssysteme und Einfuhrregeln, wobei 
man versudien könnte, in einem Klima der Gleidi- 
bereditigung und der Gegenseitigkeit wenigstens 
einige landwirtsdiaftlidie Handelshindem isse oder 
M arktverfälsdiungen zu beseitigen. Sowohl in Paris 
w ie in Brüssel ist man sidi allerdings k lar darüber, 
daß d ie  am erikanisdien Vorstellungen zur Zeit von 
den europäisdien Vorsdilägen sehr w eit entfernt sind. 
W ashington geht es vor allem darum, die von ihm als 
zu protektionistisdi angesehene' europäisdie A grar­
politik auf die Anklagebank zu setzen und als Gegen­
leistung für die grundsätzlidie Anerkennung der ge­
meinsamen Agrarpolitik Zugeständnisse versdiieden­
ster Art, von den Zöllen bis zu den Absdiöpfungen 
und den Kontingenten, zu verlangen. Gerade in die­
sem Sektor dürfte mit sehr harten Verhandlungs­
methoden zu redinen sein.

Sdiließlidi zeigt Frankreidi größte Gelassenheit dort, 
wo es sidi um die Zusammenhänge zwisdien der 
Kennedy-Runde und der Entwidclungshilfe handelt. 
Paris ist zunädist der Überzeugung, daß es mit seinen 
Leistungen für die Entwidslungshilfe weit über dem 
internationalen D urdisdinitt liegt und daher nidit ver­
pfliditet ist, irgendweldie Empfehlungen entgegenzu­
nehmen. Audi Brüssel besitzt in dieser Beziehung ein 
ruhiges Gewissen. Dort wird übrigens die These ver­
treten, daß den Entwidclungsländern für ihre Grund­
produkte viel weniger durdi Zollentsdieidungen zu 
helfen ist als durdi den Absdiluß von W eltwaren­
abkommen. Ganz allgemein mißt man dem Zollabbau 
für die Entwidclungsländer nur eine sehr relative Be­
deutung zu.

Zusammenfassend darf man bemerken, daß Frankreidi 
während der bevorstehenden Zollverhandlungen be­
sonderen W ert auf die Behandlung der Disparitäten 
unter Berüdcsiditigung der europäisdien Gleidiberech- 
tigimg und Eigenpersönlichkeit legen wird, ferner auf 
die Verteidigung der gemeinsamen europäisdien 
Agrarpolitik und sdiließlich auf die Ausnahmelisten, 
sowohl zur W ahrung französischer Sonderinteressen 
wie zur Sicherstellung einer Steigerung der europäi­
schen Ausfuhr nacJi den Vereinigten Staaten.
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